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Antwort der Landesregierung zur aktuellen 
Beförderungssituation der Landespolizei
Quelle: Antwort der Landesregierung auf eine Kleine Anfrage zur schrift­
lichen Beantwortung, Drucksache 7/7443 vom 12. März 2021 

Interessant und bedenklich zu­
gleich ist ein Passus, der Folgen­
des besagt: „Bei den zu berück­
sichtigenden Wartefristen ist 
zudem der weiterhin gültige 
Kabinettsbeschluss vom 12. De­
zember 1995 anzuwenden, wo­
nach Beförderungen nicht in­
nerhalb von Zeitintervallen von 
weniger als zwei Jahren erfol­
gen dürfen.“ Das kann nichts 
anderes bedeuten, als dass die 
Landesregierung und das Kabi­
nett des Ministerpräsidenten 
den jämmerlichen Zustand der 
aktuellen Beförderungssituati­
on bewusst und gewollt her­
vorgerufen haben! ... Eine tolle 
Landesregierung, schön, dass 
Sie Geld für Ihre Diätenerhö­
hung gefunden haben!

Frage: Bei wie vielen Beamt*in-
nen in der Landespolizei Sach-
sen-Anhalt liegen momentan 
die beamtenrechtlichen Voraus-
setzungen für eine Ernennung 
in ein anderes Amt mit einem 
höheren Endgrundgehalt vor? 

Entsprechend der jährlichen 
Abfrage zum Beförderungsbe­
darf zum Stichtag 1. Januar 
2021 sind insgesamt 1 499 Be­

förderungen im Polizeivollzug 
und in der Polizeiverwaltung 
entsprechend den beamten­
rechtlichen Voraussetzungen 
rechtlich möglich. 

Frage: Wie viele beförderungs-
reife Polizeibeamt*innen in 
Sachsen-Anhalt nehmen der-
zeit Dienstposten im Rahmen 
einer Dienstpostenübertra-
gung wahr, die deutlich höher 
bewertet und eingestuft sind, 
aber nicht die dafür entspre-
chende Vergütung erhalten? 

Ausgehend davon, dass „deut­
lich höher bewertet“ dahin ge­
hend ausgelegt wird, dass zwi­
schen Statusamt und Wertigkeit 
des Dienstpostens mindestens 
zwei Stufen liegen, werden ins­
gesamt 472 beförderungsreife 
Polizeibeamt*innen auf deutlich 
höher bewerteten Dienstposten 
geführt. Diese teilen sich ent­
sprechend der zum 1. Januar 
2019 umgesetzten Polizeistruk­
turreform wie folgt auf: 

Frage: Welche Dienstposten 
sind hiervon insbesondere  
betroffen? 

Die betroffenen Dienstposten 
teilen sich entsprechend der 
zum 1. Januar 2019 umgesetz­
ten Polizeistrukturreform wie 
folgt auf (siehe Tabelle rechts): 

Frage: Wie viele Polizeibe-
amt*innen gehen derzeit im 
Eingangsamt in Pension? 

Im Jahr 2020 ist eine Polizei­
vollzugsbeamtin im Eingangs­
amt in den Ruhestand getre­
ten. Mit Stand 1. Januar 2021 
werden elf Polizeibeamtinnen 
und -beamte, die sich momen­
tan im Eingangsamt befinden, 
2021 in den Ruhestand eintre­
ten. Allerdings ist derzeit nicht 
abzusehen, wie sich hier die 
Beförderungssituation in die­
sem Jahr entwickelt. 

Frage: Aus welchen Gründen 
wurden beförderungsreife  
Polizeibeamt*innen bisher 
nicht befördert? 

Aktuell möglich ist eine Be­
förderung, wenn zum Stich­
tag eine entsprechende Plan­
stelle zur Verfügung steht, 
der Beamte/die Beamtin zum 
Stichtag einen höherwerti­
gen Dienstposten im Rahmen 

einer Dienstpostenübertra­
gung wahrnimmt, sich in der 
Erprobungszeit bewährt hat 
(§ 22 Abs. 2 Nr. 3 LBG LSA), 
die Wartefristen erfüllt sind 
und kein Beförderungsverbot 
oder Beförderungshindernis 
am Stichtag vorliegt. 

Bei den zu berücksichtigenden 
Wartefristen ist zudem der 
weiterhin gültige Kabinetts­
beschluss vom 12. Dezember 
1995 anzuwenden, wonach 
Beförderungen nicht inner­
halb von Zeitintervallen von 
weniger als zwei Jahren erfol­
gen dürfen. 

Da sich Beförderungen nach 
Eignung, Befähigung und 
fachlicher Leistung der Beam­
tinnen und Beamten richten, 
ist gerade in diesen Ver­
gleichsgruppen der beförde­
rungsreifen Beamtinnen und 
Beamten eine differenzierte 
Auswahlentscheidung zu tref­
fen. Eine komplette Beförde­
rung aller beförderungsreifen 
Beamtinnen und Beamten 
konnte bisher nicht umge­
setzt werden.�

Höherwertiger Dienstposten 
(mindestens zwei Stufen 
über Statusamt) 
PI Magdeburg 138 
PI Halle 107 
PI Dessau 23 
PI Stendal 135 
PI ZD 36 
LKA 24 
FH Pol 8

Vorrangig betroffene Dienstposten

PI  
Magdeburg 

Sb/-Einsatz oder Kriminalitätsbekämpfung Bün­
delungsdienstposten A 7–A 9 beziehungsweise  
A 9– 11 BesO; RBB, Sachgebietsleiter 

PI Halle 

Sb/-Einsatz oder Kriminalitätsbekämpfung Bün­
delungsdienstposten A 7–A 9 beziehungsweise 
A 9–A 11 BesO; Leitende Einsatzbeamte,  
Führungsbeamte vom Dienst 

PI Dessau 

Sb/-Einsatz oder Kriminalitätsbekämpfung Bün­
delungsdienstposten A 7–9 beziehungsweise  
A 9–A 11 BesO; Leitende Einsatzbeamte,  
Führungsbeamte vom Dienst 

PI Stendal 

Sb/-Einsatz oder Kriminalitätsbekämpfung Bün­
delungsdienstposten A 7–A 9 beziehungsweise 
A 9–A 11 BesO; Leitende Einsatzbeamte,  
Führungsbeamte vom Dienst 

PI ZD 
Sb/-Einsatz und LFZ Bündelungsdienstposten  
A 7–A 9 beziehungsweise A 9–A 11 BesO;  
Leitende Einsatzbeamte WSPRev

LKA Dienstposten der Besoldungsgruppe A 10 BesO 

FH Pol Lehrkräfte, Trainer, Fachhochschullehrer,  
Sb/-in Fortbildung, Fachkoordinator
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Deutsche Polizeigewerkschaft 
im dbb – Landesverband  
Sachsen-Anhalt e. V. 
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Tel.: 0391.5067492 
Fax: 03222.3147300
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	< Anträge auf Rechtsschutz

Kooperation mit SELGROS
Als Mitglied der Deutschen Polizeigewerkschaft Sachsen-Anhalt habt ihr, 
dank unserem neu gewonnenen Kooperationspartner SELGROS Cash &  
Carry, dem Selbstbedienungs-Großhandelsunternehmen, die Möglichkeit, 
einzukaufen wie die Profis! 

SELGROS bietet ein kompe­
tentes, riesiges und breit ge­
fächertes Sortiment mit rund 
60 000 Artikeln. Im Food-Be­
reich mit hauseigener Metz­

gerei, hervorragender Aus­
wahl an Getränken, Weinen, 
Spirituosen, Süßwaren und 
vielem mehr sowie im Non-
Food-Bereich (unter anderem 

Schuhe, Bekleidung, Büro­
artikel, TV-Geräte …) führt 
SELGROS fast alles und das 
zu günstigen Großhandels­
preisen.

Eine persönliche Einkaufskarte 
bekommt ihr direkt im SEL-
GROS-Großhandel, indem ihr 
euch mit dem DPolG-Mit­
gliedsausweis und Personal­
ausweis legitimiert.

Mitglieder, die über keinen 
Mitgliedsausweis verfügen, 
setzten sich bei Interesse bitte 
mit der Landesgeschäftsstelle 
Magdeburg in Verbindung.�

DPolG-Kreisverband 
Börde
Nachdem Torsten Wiegel-Wichmann das Amt des 
Kreisverbandsvorsitzenden niederlegte, wird die­
ser Kreisverband nun kommissarisch durch Frank 
Geppert geführt, der sich hiermit vorstellt:

	> 52 Jahre, Vater eines Sohnes, 
Hobbys: meine Hunde, mein 
Boot und Wohnwagencam­
ping

	> seit 1993 bei der Polizei, 
Stationen des Polizeidienstes 
waren: Bereitschaftspolizei, 
Autobahnpolizei, Zentraler 
Einsatzdienst. Seit 2014 bin 
ich im Polizeirevier Börde (RK 
Oschersleben) tätig

	< Meine Ziele als zukünftiger 
Kreisvorsitzender

	> eine engerer Austausch mit 
anderen Kreisverbänden, was 
zur Folge haben soll, dass 
sich auch die dienstliche Zu­
sammenarbeit mit anderen 
Revieren verbessert,

	> bessere Aufklärung der Kol­
leg*innen, um so Vertrauen 
zu schaffen, um das Arbeits­
klima innerhalb des Kollegen­
kreises zu verbessern,

	> explizit die jungen Kollegen 
sind meine Zielgruppe, um 
gerade diese besser auf ihre 

Rechte und Pflichten hinzu­
weisen,

	> auch unsere lebensältere Kol­
leg*innen werde ich nicht 
vergessen, auch diese sollen 
im Austausch einbezogen 
werden und ihre Erfahrungen 
den jüngeren Kolleg*innen 
mit auf dem Weg geben.

Kurzum, ich werde mich den 
anstehenden Aufgaben stel­
len und euer Ansprechpartner 
sein. Das Dienstgeschehen be­
ziehungsweise der Dienstall­
tag sollte dabei nicht nur im 
Vordergrund stehen!�

Leider ist es so, dass wir als Gewerkschaft unseren Mitgliedern (im­
mer noch viel zu häufig) durch die Gewährung eines Rechtsschutzes 
zur Seite stehen müssen. Wir machen dies gern und nehmen dabei 
dankbar die Hilfe unserer eigenen Fachanwälte in Anspruch. Doch 
weisen wir darauf hin, dass hierzu die richtigen Anträge gestellt 
werden müssen. Das korrekte Formular ist auf unserer Internetseite 
(www.dpolg-st.de) eingestellt.
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Landtagswahl 2021 in Sachsen-Anhalt – 
Antworten der Politik
Unsere Frage: Warum sollten 
Bedienstete der Polizei und 
Feuerwehr Sie wählen? 

Um die öffentliche  
Sicherheit der in Sach­
sen-Anhalt lebenden 

Menschen zu gewährleisten, 
bedarf es einer personell und 
sächlich gut ausgestatteten, 
gut ausgebildeten und gut or­
ganisierten bürgernahen Poli­
zei. Die Polizei in Sachsen-An­
halt benötigt ebenso eine gute 
bauliche und technisch moder­
ne Infrastruktur. Arbeitsbedin­
gungen müssen verbessert, 
Überstunden abgebaut, die 
Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf gewährleistet und der 
Krankenstand mittels eines 
modernen Gesundheitsma­
nagement reduziert werden. 
Polizeibeamte und -beamtin­
nen müssen gut bezahlt und 
beförderungsfähige Polizisten 
und Polizistinnen zügig be­
fördert werden. Für all diese  
Voraussetzungen und Bedin­
gungen tritt Die Linke mit 
Nachdruck ein.

Die Linke hat sich bisher und 
wird sich auch zukünftig aktiv 
und mit Vehemenz dafür ein­
setzen, dass die Arbeit der Feu­
erwehren, egal ob hauptamt­
lich oder ehrenamtlich, gut 
ausfinanziert wird. Das geht 
nur durch die Erhöhung der 
Ausgaben aus der Feuerschutz­
steuer an die Städte und Ge­
meinden.

Zukünftig sollen Feuerwehren 
mehr über ihre Belange mit­
reden. Wir fordern einen Lan­
desbeirat für Brand- und Ka­
tastrophenschutz. An der 
Ausbildungsqualität in den 
Feuerwehren darf nicht ge­
spart werden, unser Anliegen 
ist es, das Institut für Brand- 
und Katastrophenschutz zu 

stärken und die ehrenamtliche 
Kreisausbildung nicht infrage 
zu stellen. Unser Anliegen ist 
es, dass für die ehrenamtliche 
Arbeit der Feuerwehrmänner 
und -frauen im aktiven Einsatz­
dienst Rentenpunkte im Sys­
tem der gesetzlichen Rente  
zu verankern sind.

Es war die SPD-Frakti­
on und nur diese, die 
in der abgelaufenen 

Wahlperiode dafür gesorgt 
hat, dass es für die Polizeivoll­
zugsbeamten nicht zu einer 
pauschalen Erhöhung der be­
sonderen Altersgrenze auf 62 
Jahre oder gar noch mehr kom­
men wird. Durch die Anrech­
nung belastender Dienste wird 
es für sehr viele Polizisten bei 
einer Pensionierung mit 60 
Jahren ohne Kürzung des Ruhe­
gehaltes bleiben. Für die Beam­
ten des feuerwehrtechnischen 
Dienstes, welche im Einsatz­
dienst der Berufsfeuerwehren 
tätig sind, bleibt es sogar gene­
rell bei der Altersgrenze von  
60 Jahren. Finanz- und Innen­
minister wollten dies völlig an­
ders, wir haben es erfolgreich 
abgewehrt.

Weil etliche Unter­
stützer, Mitglieder 
und Mandatsträger 

der AfD diesen Berufsgruppen 
angehören und folglich die Pro­
bleme aus erster Hand kennen. 
Das erklärt, warum sich die 
AfD vorbehaltlos für die Be­
diensteten der Polizei, Berufs­
feuerwehren sowie für die Ka­
meraden der Freiwilligen 
Feuerwehren einsetzt.

Dafür setzen wir uns 
für Sie ein: 

Landespolizei:
	> Bei der gesetzlich geregelten 
Kennzeichnungspflicht wer­

den wir darauf achten, dass 
die Belange der Beamten 
durch Schutz der personen­
bezogenen Daten berück­
sichtigt werden, indem vor 
den Einsätzen die individuel­
le Kennzeichnung gewech­
selt wird.

> Ein „Antidiskriminierungsge­
setz“, wie es Rot-Rot-Grün in 
Berlin umgesetzt hat, lehnen 
wir für Sachsen-Anhalt ab. 
Wir werden unsere Staats­
diener nicht mit Vermu­
tungsregelungen belasten 
und damit unterstellen, dass 
ihr Verwaltungshandeln von 
diskriminierenden Motiven 
geprägt ist. Die Beschwerde­
stelle im Ministerium für In­
neres und Sport hat sich be­
währt. Daher erteilen wir der 
Einführung eines sogenann­
ten „externen Beauftragten“ 
mit eigenen Ermittlungskom­
petenzen eine klare Absage.

> Die Sachausstattung unserer 
Polizeibeamten muss den 
wachsenden und neuen Her­
ausforderungen gerecht wer­
den. Daher erfolgten in den 
letzten Jahren umfassende 
Ersatzbeschaffungen und Er­
neuerungen, zum Beispiel bei 
der Ausrüstung mit Helmen, 
Körperschutz und Standard­
pistole, die Beschaffung von 
Polizeibooten und die Be­
schaffung eines weiteren Po­
lizeihubschraubers. Wir wol­
len unsere Polizei zukünftig 
mit Tasern ausstatten, denn 
sie sind eine wirkliche Alter­
native zum Schusswaffenein­
satz. Ihr Einsatz kann dabei 
helfen, in kritischen Situatio­
nen zu handeln, ohne die be­
troffenen Personen ernsthaft 
zu verletzen. Taser erhöhen 
sowohl die Sicherheit der Po­
lizei als auch die der Beteilig­
ten. Für uns steht fest, dass 
der Einsatz von Bodycams 
dazu beitragen kann, die 

nachträgliche Aufklärung be­
stimmter Situationen deut­
lich zu verbessern. Die Bild- 
und Tonaufnahmen der 
Kamera können in diesen Fäl­
len als Beweismittel in einem 
möglichen Strafverfahren ge­
gen Beamte ausgewertet 
werden und das rechtmäßige 
polizeiliche Handeln bewei­
sen. Das Pilotprojekt Body­
cams werden wir daher aus­
weiten und flächendeckend 
in Sachsen-Anhalt einführen. 
Den Einsatz von Body-Cams 
zur Gefahrenabwehr in Woh­
nungen sowie für Ordnungs­
kräfte in Kommunen werden 
wir gesetzlich regeln. 

	> Wir werden uns auch weiter­
hin für individuelle Auf­
stiegsmöglichkeiten und Be­
förderungen einsetzen, um 
die persönliche Entwicklung 
der Landesbediensteten zu 
verbessern. 

	> Zu einer modernen Landes­
verwaltung gehört die Mög­
lichkeit der Erweiterung des 
Homeoffice, um Familie und 
Beruf in Einklang zu bringen. 

	> Wir wollen, dass zukünftig 
die Kosten für die Rechtsver­
teidigung vom Dienstherrn 
übernommen werden, wenn 
gegen einen Bediensteten 
des Landes wegen einer 
dienstlichen Verrichtung 
oder eines Verhaltens, das 
mit dieser dienstlichen Tätig­
keit zusammenhängt, ein 
Ermittlungsverfahren der 
Staatsanwaltschaft eingelei­
tet, die öffentliche Klage im 
strafgerichtlichen Verfahren 
oder Privatklage erhoben 
oder der Erlass eines Strafbe­
fehls beantragt worden ist.

Brand- und  
Katastrophenschutz:  
Für einen verlässlichen Brand­
schutz werden wir das Pro­
gramm zur Förderung des 
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kommunalen Brandschutzes 
fortsetzen. Das Zusammen­
spiel der ehrenamtlichen und 
hauptamtlichen Kameradin­
nen und Kameraden mit den 
Rettungs- sowie Hilfsorganisa­
tionen bei Unglücksfällen und 
Katastrophen muss reibungs­
los funktionieren. Deshalb ist 
das Brand- und Katastrophen­
schutzgesetz hinsichtlich der 
Effektivität und Effizienz fort­
laufend zu aktualisieren. Vor 
allem im ländlichen Raum 
muss die landesweit einheitli­
che Hilfsfrist von zwölf Minu­
ten eingehalten werden. Dafür 
brauchen wir eine verlässliche 
Standortstruktur und das Land 
hat die Kommunen mit einer 
gezielten Förderung finanziell 
zu unterstützen. Die zentrale 
Beschaffung von Einsatztech­
nik, die Förderung beim Erwerb 
von Fahrerlaubnissen und die 
Auszahlung der Feuerschutz­
steuer sind elementare Unter­
stützungsleistungen für die 
kommunale Familie. Für die Be­
kämpfung der Wald- und Flur­
brände müssen die Feuerweh­
ren bestens ausgestattet sein. 
Dazu gehören Drohnen, mobi­
le Löschwasserbehälter, gelän­
defähige Fahrzeuge und Luft­
unterstützung. Der 
vorbeugende Brand- und Ka­
tastrophenschutz hat eine be­

sondere Bedeutung zum 
Schutz der Bevölkerung und 
muss sich an aktuellen wissen­
schaftlichen Erkenntnissen ori­
entieren. Das Institut für 
Brand- und Katastrophen­
schutz Heyrothsberge (IBK) 
muss auch weiterhin die Aus- 
und Fortbildung sowie die For­
schung im Land Sachsen-An­
halt gewährleisten, eine immer 
wieder aufkeimende Debatte 
zur Veränderung der Struktur 
(Outsourcing) lehnen wir ab. 
Wir brauchen ausreichend Ein­
satzkräfte in den Feuerweh­
ren. Die demografische Ent­
wicklung in den Wehren kann 
das Land positiv mitgestalten, 
unter anderem durch eine be­
ständige Nachwuchswerbung, 
eine Unterstützung des Feuer­
wehrverbandes und des Feuer­
wehrsports sowie der Kinder- 
und Jugendfeuerwehren. Für 
die ehrenamtliche Arbeit muss 
auch weiterhin eine Auf­
wandsentschädigung gezahlt 
werden, das ist für uns Aner­
kennung und Wertschätzung 
zugleich. Die Kommunen brau­
chen für die Entschädigung der 
Kameraden im aktiven Einsatz­
dienst einen flexibleren Rah­
men, um die Höhe, analog der 
gewählten Mandatsträger, 
selbst bestimmen zu können. 
Ein Mitglied im Einsatzdienst 

der Feuerwehr muss auch 
weiterhin bei einer Personal­
einstellung in der Gemeinde 
bei gleicher Eignung, Befähi­
gung und fachlicher Leistung 
bevorzugt berücksichtigt wer­
den. Für die Einheiten des Ka­
tastrophenschutzes wollen wir 
in den nächsten Jahren neue 
Einsatzleitwagen beschaffen. 
Weiterhin werden wir für Man­
gellagen, Krisen, Notfälle und 
Katastrophen eine eigenen 
Landesvorhaltung von Schutz­
ausstattung, zum Beispiel un­
ter Regie des DRK-Landesver­
bandes Sachsen-Anhalt e. V., 
schaffen, um von langen Lie­
fer- und Versorgungsketten 
unabhängig zu sein.

Als Bündnisgrüne sind 
wir die Bürgerrechts­
partei, die für Sicher­

heit aller Menschen im Land 
Verantwortung übernimmt.

Wir haben uns in der Koalition 
in Sachsen-Anhalt von Anfang 
an dafür eingesetzt, die Polizei 
zu stärken. Wir wollen mehr 
Beamte auf der Straße, bessere 
Ausstattung der Beamten und 
die Prävention stärken. Der 
Personalabbau bisheriger Lan­
desregierungen wurde in die­
ser Legislatur gestoppt, die 
Trendwende in der Personal­

politik eingeleitet. In Sachsen-
Anhalt versehen jetzt endlich 
wieder mehr Polizisten Dienst 
als vor vier Jahren. Das ist auch 
ein Erfolg grüner Politik. Bei 
der Ausstattung mit Einsatz­
mitteln gab es deutliche Ver­
besserungen.

Die Polizei ist zentrale Stütze 
des Rechtsstaats. Als Grüne 
stehen wir in engem Austausch 
mit Polizeigewerkschaften und 
Beamt*innen. Diesen Dialog 
wollen wir auch in den kom­
menden Jahren fortsetzen.

Die demokratische und rechts­
staatliche Kontrolle der Polizei 
stärkt die Institution und die 
Beamt*innen, indem sie das 
Vertrauen aller Bürger*innen 
sichert, zum Beispiel durch die 
Kennzeichnungspflicht für Po­
lizeibeamt*innen. Mit der Ein­
führung eines Polizeibeauf­
tragten wollen wir in den 
kommenden Jahren noch bes­
sere Möglichkeiten für 
Beamt*innen selbst, aber auch 
für Betroffene schaffen, sich 
bei Problemen und (zu über­
prüfenden) Missständen im 
Polizeiapparat an eine unab­
hängige Stelle zu wenden.�

Geburtstagsgrüße
Wir gratulieren alle im Mai geborenen Mitgliedern  
und wünschen viel Schaffenskraft und Gesundheit  
im neuen Lebensjahr! 

Der Landesvorstand
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